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den gewerkschaftlichen Diskussions-
stand dar und formulierte generelle
Ansprüche an Mindestbestimmungen:
So dürfe ein Solo-Selbstständiger prin-
zipiell nicht günstiger bezahlt werden
als ein vergleichbarer Angestellter in
einem Unternehmen, um Verdrängung
regulärer Beschäftigung auszuschlie-
ßen. Zudem müsse geprüft werden, ob
es nicht eine Pflichtabgabe des Auf-
traggebers an die Sozialversicherun-
gen geben müsse, um die soziale Absi-

Gartenbau-Institut 
für Erfurt bewahren

sche Vereinnahmung des Kreativen be-
zahlt unsere Gesellschaft – am deut-
lichsten am Beispiel der so genannten
„Clickworker“ – mit der Schöpfung di-
gitaler Tagelöhner. 

Hier, so Bartsch, sei es ein humani-
stisches Gebot, mittels  eines Mindest-
honorars eine Untergrenze einzuzie-
hen, um einen ruinösen Wettbewerb
und die teils hohe Quote der Selbst-
ausbeutung zu verhindern. Darauf
müssten dann, wie beim Mindestlohn

In der Nacht vom 20. auf den 21.
April wurden in einer thüringenwei-
ten Aktion 35 aus dem Kosovo
stammende Personen abgescho-
ben, alles Familien, darunter 15
Kinder unter 14 Jahren. Die Flücht-
lingspolitikerin der Linksfraktion,
Sabine Berninger, kritisierte: „Dies
zeigt, wie schon eine ähnliche Akti-
on Ende März, dass der für Thürin-
gen gültige Abschiebeerlass vom
19. Februar missachtet wird.“ Dar-
in ist geregelt, dass bei Familien
der Abholungszeitpunkt nicht in
der Nacht liegen soll, Ausnahme-
fall, wenn z.B. Flugzeiten und An-
fahrtswege dies erfordern. Ein sol-
cher Ausnahmefall liegt, wenn es
um den Flughafen Leipzig/Halle
geht, ganz offensichtlich nicht vor.
„Die Betroffenen, besonders die
Kinder, werden extremen Repres-
sionen, Zwängen und traumatisie-
renden Erfahrungen ausgesetzt.
Dies widerspricht unserem Grund-
satz einer humanen und an Men-
schenrechten orientierten Flücht-
lingspolitik. Ich fordere die Thürin-
ger Polizei, das zuständige Ministe-
rium und die kommunalen Auslän-
derbehörden dringend auf, sich an
die geltenden Vorschriften und Ge-
setze zu halten und diesen Erlass
umzusetzen!“                               

Scharfe Kritik
an Abschiebepraxis

Dietmar Bartsch: Mindesthonorar als sinnvolle Ergänzung zum Mindestlohn
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Der Mindestlohn hat 2015 in Thü-
ringen, trotz der vielen von der LIN-
KEN kritisierten Ausnahmen, zu ei-
nem deutlichen Lohnplus gerade in
den Niedriglohnbereichen geführt.
Der Bruttomonatsverdienst stieg
um 4,2 Prozent, fast doppelt so
stark wie bundesweit. Gleichzeitig
ist die Arbeitslosigkeit weiter ge-
sunken, klarer Beleg gegen die Pa-
nikmache der Wirtschaftsverbände,
die vom „Jobkiller Mindestlohn“
schwadronierten. Die positive Ent-
wicklung darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass es viele Men-
schen gibt, denen auch der Min-
destlohn keine wirkliche Unterstüt-
zung ist, Langzeitarbeitslose oder
junge Erwerbstätige unter 18 Jah-
ren. Eine Gruppe wird bei solchen
Aufzählungen oft vergessen, auch
wenn ihre soziale Lage oft ebenso
prekär ist: Solo-Selbstständige, die
so wenig erwirtschaften, dass sie
nicht einmal über den Hartz-IV-Satz
kommen. 

Knapp 4.000 Menschen betrifft dies
in Thüringen. Für sie gibt es nun die
Idee eines Mindesthonorars, äquiva-
lent zum Mindestlohn: Begonnen hatte
diese Debatte mit einem Vorschlag von
Dietmar Bartsch, Fraktionsvorsitzen-
der der LINKEN im Deutschen Bundes-
tag. Er stellte am 23. April seine Über-
legungen in Erfurt zur Diskussion. Auf
Einladung der Linksfraktion und des
linken Unternehmensverbandes OWUS
diskutierten 30 Interessierte Chancen
und Risiken eines möglichen Mindest-
honorars. 

Nach der Begrüßung durch Frakti-
onsvorsitzende Susanne Hennig-Well-

auch, weitere Regelungen etwa nach
Branchen oben aufgesetzt werden.
Rolf Sukowski, Vorsitzender von OWUS
Berlin-Brandenburg, und der Arbeits-
soziologe Ingo Matuschek ergänzten
diesen Ansatz. Sukowski stellte dar,
dass 35 Prozent der Solo-Selbstständi-
gen weniger als 1.100 Euro Bruttoein-
kommen im Monat haben. 

Auch Matuschek verwies auf eine
deutliche Spannbreite: 25 Prozent ver-
dienen weniger als 8,50 Euro pro Stun-
de, 23 Prozent mehr als 25 Euro. Es
stellt sich die Frage, wie solche Extre-
me sinnvoll zusammengebunden wer-
den können, ohne am Ende mittels
Überregulierung den Markt dieser Tä-
tigkeitsfelder zu zerstören. Das Pro-

Bestrebungen des Bundes, das
Erfurter Leibniz-Institut für Gemü-
se- und Zierpflanzenbau in den
nächsten Jahren abwickeln zu wol-
len, haben die LINKE-Abgeordne-
ten Karola Stange und Christian
Schaft zurückgewiesen: „Das Leib-
niz-Institut ist für die Blumen- und
Gartenbau-Stadt Erfurt eine bedeu-
tende Forschungseinrichtung und
wichtiger Ansprechpartner für die
Fachhochschule Erfurt. „Umso not-
wendiger, dass nun Gespräche zwi-
schen dem Wissenschaftsministe-
rium und dem Bund zu eben die-
sem Themenfeld anlaufen. Ich hof-
fe sehr, dass diese im Erfurter Sin-
ne Früchte tragen“, sagte Wissen-
schaftspolitiker Christian Schaft.

Karola Stange, auch Erfurter
Stadträtin und selbst u.a. Garten-
bauingenieurin, verwies auf die Bri-
sanz für die Stadt: „Wir stecken
schon mitten in den Vorbereitun-
gen zur BUGA 2021 in Erfurt, da
kommt eine solche Meldung wie ei-
ne Hiobsbotschaft an. Es wäre ein
wirklicher Verlust, wenn an einer
der Wiegen des Gartenbaus mo-
dernste wissenschaftliche Errun-
genschaften zukünftig keine Rolle
mehr spielen würden. Ich wünsche
mir auch von der Stadt Erfurt volles
Engagement für den Erhalt des
Leibniz-Instituts und der dortigen
25 Arbeitsplätze.“                              

cherung der Solo-Selbstständigen zu
sichern, sei es bei drohender Erwerbs-
losigkeit oder zur Vorbeugung von Al-
tersarmut. Die sich anschließende De-
batte machte deutlich, wie breit das
Themenfeld ist: freie Schauspieler und
Journalisten, Lehrbeauftragte an Hoch-
schulen, digitale Pioniere und viele
weitere Berufsgruppen wurden als Bei-
spiele angeführt. Als Lösungsansätze
wurde etwa auch auf das bedingungs-
lose Grundeinkommen oder die Um-
setzung der allgemeinen Bürgerversi-
cherung verwiesen. 

Alle Konferenzbeiträge wurden do-
kumentiert und sind demnächst unter
http://www.die-linke-thl.de/the-
men/themen_a_z/i_o/mindesthono-
rar abrufbar.

Dieter Hausold, wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der Linksfraktion und
Tagesmoderator, hatte es ob der Viel-
zahl der angesprochenen Themen in
seinem Schlusswort in der Tat recht
schwer, eine angemessene Zusam-
menfassung zu finden. Fest steht, dass
das Thema viele Solo-Selbstständige
und Kleinunternehmerinnen und -un-
ternehmer stark beschäftigt und dass
es gerade Aufgabe der LINKEN ist, hier
weiteren gesellschaftlichen Druck zu
entfalten. Dafür muss die Debatte wei-
tergehen und Hausold griff deshalb
gern die im Rahmen der Diskussion
wiederholt vorgebrachte Forderung
auf, dass die LINKE-Bundestagsfrakti-
on hierzu zeitnah eine öffentliche An-
hörung durchführen sollte. 

Zudem, dies schrieb er auch der rot-
rot-grünen Landesregierung ins
Stammbuch, müsse die Rolle der öf-
fentlichen Hand als Auftraggeber mehr
in den Fokus gerückt werden, etwa bei
der anstehenden Überarbeitung des
Vergabegesetzes.
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sow, und Gerd Beck, OWUS-
Thüringen-Vorsitzender, erläu-
terte Dietmar Bartsch seinen
Vorstoß: Unsere Gesellschaft
befindet sich in einer Umbruch-
situation. Insbesondere Compu-
terisierung und Digitalisierung
haben ganz neue Formen des
Arbeitens hervorgebracht und
stellen die Produktivkräfte vor
positive wie negative Entwick-
lungen: das Normalarbeitsver-
hältnis schwindet, wodurch Fle-

xibilität, (Selbst-)Ausbeutung und Pre-
karität zunehmen, zugleich gibt es
ganz neue Formen der arbeitszeitli-
chen Organisation, die mit mehr Frei-
heiten und selbstbestimmter Arbeit
einhergehen können. 

Aus LINKER Sicht gelte es, die nega-
tiven Seiten zurückdrängen, jedoch die
positiven Momente auszubauen.
Bartsch verdeutlichte dies an der Krea-
tivwirtschaft: In Deutschland sind hier
1,6 Millionen Tätige für einen Jahres-
umsatz in Höhe von 146 Milliarden
Euro verantwortlich. Viele sind solo-
selbständig, mindestens ein Drittel al-
ler Angestellten zudem prekär be-
schäftigt. Die zunehmende ökonomi-

blem sei schließlich nicht die Solo-
Selbstständigkeit oder die Vielfältig-
keit der eingekauften kreativwirt-
schaftlichen Betätigungen, sondern
die Frage, wie auch im Bereich der
Selbstständigen das Prinzip der Guten
Arbeit umgesetzt werden könne.

Mit Jan Scheftlein von der IHK Suhl
und Gundula Lasch von der Bundes-
kommission Selbstständige in ver.di
kamen weitere Personen mit Kurz-
Statements zu Wort. Scheftlein kriti-
sierte die Idee des allgemeinen Min-
desthonorars als marktwirtschaftlich
und ordnungspolitisch  falsch, konnte
sich jedoch eine brancheninterne Lö-
sung durchaus vorstellen. Lasch stellte


